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Anlage 1 | Umrechnung des Urlaubs im Schichtbetrieb 
 

 

Die nachfolgenden Erläuterungen dienen dem besseren Verständnis und der praktischen Anwendung der 

aufgrund der BAG-Rechtsprechung vorzunehmenden Umrechnung. Bestehende andere Regelungen oder 

Absprachen im Betrieb zur Urlaubsgewährung können unberührt bleiben.  

 

Bei der Umrechnung des Urlaubs im Schichtbetrieb ist Folgendes zu berücksichtigen:  

 

a)  Grundlage des Urlaubs von 30 bzw. 32 Arbeitstagen nach § 23.2.1. bzw. § 23.2.2. MTV ist die  

Fünf-Tage-Woche innerhalb des Verteilungszeitraums. Diese entspricht innerhalb eines Jahres:  

 

 365  Kalendertage pro Jahr 

–  104  Samstage / Sonntage  

 261  Arbeitstage  

 

b)  Ist z. B. aufgrund von Freischichten, die zur Erreichung der tariflichen Arbeitszeit oder zum Ausgleich 

von 12-Stundenschichten am Sonntag gewährt werden, die Anzahl der persönlichen Arbeitstage 

geringer, ist der Urlaub entsprechend zu kürzen.  

 

Beispiel:  

 

 261  schichtplanmäßige Arbeitstage 

–  22  Freischichten  

=  239  persönliche Arbeitstage  

 

In diesem Beispiel errechnet sich der Urlaubsanspruch ausgehend von der Formel 

 

Tarifliche Urlaubsdauer x persönliche Arbeitstage = Urlaubsanspruch  

Jahresarbeitstage bei Fünf-Tage-Woche  

 

wie folgt:  

 

30 : 261 x 239 = 27,47 Urlaubstage  

 

Unter Berücksichtigung der Regelung des § 23 Ziff. 2.5. MTV besteht somit nach der derzeitigen 

Rechtsprechung des BAG ein Anspruch von 27 Urlaubstagen. 

 

 

(Quelle: Kommentierung zum Manteltarifvertrag, Seite 85 ff.) 

https://www.papierindustrie.de/
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Anlage 2 | Keine Urlaubskürzung im Freischichtmodell – Musteraushang 

An unsere 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  

Wir weisen auf Folgendes hin:  

Die Urlaubsdauer beträgt nach § 23 Manteltarifvertrag (MTV) 30 bzw. 32 Urlaubstage unter 

Zugrundelegung einer Fünf-Tage-Woche. Wird an durchschnittlich weniger als an fünf Arbeitstagen 

wöchentlich gearbeitet, kann der Urlaub nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) 

und nach § 23 Ziff. 2.4 MTV angepasst werden. 

Wir machen im Jahr 2022 im Schichtbetrieb hiervon keinen Gebrauch. Wir weisen darauf hin, dass 

es sich bei dieser zusätzlich gewährten bezahlten Freistellung um eine auf das Jahr 2022 

beschränkte Zusatzleistung handelt, auf die auch in Zukunft kein Rechtsanspruch besteht. 

Ort, Datum  

Geschäftsleitung 

Dieser Aushang ist für jedes Urlaubsjahr am Ende des dem Urlaubsjahr vorangehenden Kalenderjahrs 

betriebsüblich bekannt zu machen. Sinnvollerweise sollte der Aushang auch als Bestandteil der Lohn- 

und Gehaltsabrechnung jedem Beschäftigten zum Ende eines Kalenderjahres für das Folgejahr zur 

Verfügung gestellt werden.  

(Stand: 19. Dezember 2022) 
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Anlage 3 | Erklärung der Urlaubskürzung bei Elternzeit 

(Bitte aus Gründen der Rechtssicherheit vor Beginn der jeweiligen Elternzeit abgeben!) 

Frau / Herrn 

Vor- und Nachname 

Anschrift  

Urlaub, Kürzung bei Elternzeit

Sehr geehrte/r Frau/Herr …,  

hiermit bestätigen wir die von Ihnen in Anspruch genommene Elternzeit für die Zeit von  

XX. Monat Jahr bis XX. Monat Jahr.

Wir machen von der Möglichkeit des § 17 Abs. 1 S. 1 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes Gebrauch 

und kürzen Ihren jährlichen Urlaubsanspruch für jeden vollen Kalendermonat der Elternzeit um 1/12. 

Mit freundlichen Grüßen  

Ort, Datum 

Unterschrift Arbeitgeber  

(Stand: 19. Dezember 2022) 
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Anlage 4 | Berechnungsbeispiel Aufzahlung Urlaubsentgelt  

(§ 23 Ziffer 3.3.1. MTV) 
 

 

 

 

Beispiel:  

 

Ein Beschäftigter will im Januar Urlaub nehmen. Es gilt das Referenzprinzip. Berechnungszeitraum ist 

entsprechend einer Betriebsvereinbarung das gesamte vorausgehende Kalenderjahr. Am 1. Juli dieses 

vorausgehenden Kalenderjahrs erfolgte eine Tariferhöhung von 2 Prozent. In den ersten sechs Monaten hat 

der Beschäftigte pro Monat 3.000 Euro brutto verdient. Nach der Tariferhöhung verdient er pro Monat 

3.060 Euro brutto. Das Bruttojahresentgelt beträgt somit 36.360 Euro (18.000 Euro für die ersten sechs 

Monate und 18.360 Euro für die zweite Jahreshälfte). Im Referenzjahr waren 225 Arbeitstage zu leisten. 

Dies ergibt somit ein tägliches Urlaubsentgelt von 161,60 Euro.  

 

Nach § 23 Ziffer 3.3.1. MTV ist für Urlaubstage ab Inkrafttreten einer tariflichen Lohnerhöhung oder 

Höhergruppierung eine entsprechende Aufzahlung zu leisten, soweit die Lohnerhöhung in der Berechnung 

des Urlaubsentgelts ihren Niederschlag noch nicht gefunden hat. Unter einer entsprechenden Aufzahlung 

ist nach § 23 Ziffer 3.3.2. MTV eine Erhöhung des Entgelts je Urlaubstag um den Prozentsatz der 

Tariferhöhung zu verstehen.  

 

Im vorliegenden Beispiel ist im Bruttojahresentgelt für die zweite Jahreshälfte die zweiprozentige 

Tariferhöhung schon berücksichtigt und eingerechnet. Für die ersten sechs Monate ist die Tariferhöhung 

noch nicht mit eingeflossen. Daher muss die zweiprozentige Tariferhöhung auch für die erste Jahreshälfte 

mitberücksichtigt werden. Somit ist das Bruttoentgelt der ersten sechs Monate ebenfalls um zwei Prozent 

zu erhöhen. Daher ist der Beschäftigte bei der Berechnung des Urlaubsentgelts so zu stellen, als hätte er 

auch in den ersten sechs Monaten des Referenzzeitraums 18.360 Euro verdient. Somit ergibt sich ein 

Jahreseinkommen von 36.720 Euro. Bei 225 Arbeitstagen beträgt das tägliche Urlaubsentgelt somit 

163,20 Euro.  

 

 

(Stand: 19. Dezember 2022) 
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Anlage 5 | Musterschreiben – Verfall von Urlaubsansprüchen 

Herrn / Frau  

Im Hause / Anschrift 

Datum  

Verfall von Urlaubsansprüchen 

Sehr geehrte/r Frau / Herr .................................. 

aus gegebenem Anlass weisen wir auf Folgendes hin:  

Sie haben aktuell noch … offene und nicht verplante Urlaubstage für das Kalenderjahr …. Urlaubsjahr ist das 

Kalenderjahr. Wir haben Sie daher aufzufordern, Ihren gesamten Jahresurlaub jeweils im Kalenderjahr 

tatsächlich zu nehmen. Wir müssen Sie ausdrücklich darauf hinweisen, dass der nicht genommene 

Jahresurlaub zum Jahresende verfällt.  

Eine Übertragung des Urlaubs auf das Folgejahr kann nur in Ausnahmefällen gewährt werden, sofern 

dringende betriebliche oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Gründe einer Urlaubsnahme im 

Urlaubsjahr entgegenstehen. In diesem Fall der Übertragung muss der Urlaub spätestens bis zum 31. März 

des folgenden Kalenderjahres genommen und gewährt werden.  

Dies gilt allerdings nicht für den gesetzlichen Mindesturlaub im Falle der dauerhaften Arbeitsunfähigkeit. In 

diesem Fall verfällt der gesetzliche Mindesturlaub erst nach 15 Monaten nach Ablauf des jeweiligen 

Urlaubsjahres.  

Soweit Sie nicht in der Lage sind, Ihren Urlaub zum Jahresende vollständig abzubauen, bitten wir um 

rechtzeitige Rücksprache bei der Personalabteilung.  

Mit freundlichen Grüßen 

Firma Unterschrift  

(Stand: 19. Dezemberi 2022) 
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Anlage 6 | Beispiele zur Höhe des Urlaubsanspruchs bei  

langandauernder Erkrankung und fortdauerndem Arbeitsverhältnis 
 

 

Die folgenden Beispielsfälle gehen von Beschäftigten in Vollzeit aus, die Anspruch auf 30 Urlaubstage pro 

Kalenderjahr haben. Im Jahr des Beginns der Erkrankung wurde jeweils noch kein Urlaubstag in Anspruch 

genommen. Andernfalls sind diese genommenen Urlaubstage in Abzug zu bringen. 

 

1.   Arbeitsunfähigkeit vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021 

 

Es besteht für das Kalenderjahr 2021 ein Urlaubsanspruch von 30 Tagen. Die 30 Tage sind im ersten 

Quartal 2022 zu nehmen.  

 

2.   Arbeitsunfähigkeit vom 1. Januar 2021 bis 31. März 2022 

 

Der  tarifliche Urlaubsanspruch  für das  Jahr 2021  ist  (mit Ablauf des 31. März 2022)  verfallen.  Es 

besteht ein Anspruch von 20 Urlaubstagen (gesetzlicher Mindesturlaub für das Jahr 2021) zusätzlich 

zum Urlaubsanspruch für das Jahr 2022 in Höhe von 30 Tagen. 

 

3.   Arbeitsunfähigkeit vom 1. Januar 2020 bis 28. Februar 2022 

 

Es wird unterstellt, der März 2022 hat 20 Arbeitstage.  

 

Für die Jahre 2020 und 2021 stehen eigentlich jeweils 30 Urlaubstage (tariflicher und gesetzlicher 

Urlaub) zu. Der Arbeitgeber gewährt, hierzu ist er kraft der Regelungen des MTV berechtigt, im Sinne 

einer Tilgungsbestimmung für die 20 Arbeitstage im März 2022 den gesetzlichen Urlaub aus dem Jahr 

2021. Daher  ist  der  Kalendermonat März mit  20 Urlaubstagen  (gesetzlicher Urlaub  aus  dem  Jahr 

2021) belegt. Die zehn verbleibenden tariflichen Urlaubstage für das Urlaubsjahr 2021 können bis 

zum  Ende  des Übertragungszeitraums, März  2022,  nicht mehr  genommen werden  und  verfallen 

daher. Da der März 2022 nunmehr mit dem gesetzlichen Urlaub aus dem Jahr 2021 belegt ist, kann 

der gesetzliche Urlaub aus dem Jahr 2020, der bis zum Ablauf des März 2022 genommen werden 

müsste, nicht mehr gewährt werden. Daher verfällt der gesetzliche Urlaubsanspruch aus 2020. Der 

tarifliche Urlaubsanspruch aus 2020 ist bereits mit Ablauf des März 2021 verfallen. Gleiches gilt für 

den tariflichen Urlaub von 10 Tagen für das Jahr 2021, dieser verfällt mit Ablauf des März 2022, ohne 

dass  er  genommen  werden  kann.  Im  Ergebnis  bestehen  damit  nur  noch  die  laufenden 

Urlaubsansprüche von 30 Tagen aus dem laufenden Jahr 2022. 

 

4.   Arbeitsunfähigkeit vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2021 

 

Der Urlaub aus 2019 ist insgesamt verfallen, spätestens mit Ablauf des 31. März 2021.  

 

Für das Urlaubsjahr 2020 stehen 20 Tage gesetzlicher Urlaub zu. Diese sind im Jahr 2022 zu gewähren 

und  verfallen  erst  am  31.  März  2022.  Der  tarifliche  Urlaub  aus  2020  im  Umfang  von  10  Tagen 

zusätzlich ist mit Ablauf des 31. März 2021 verfallen.  

 

Für  das  Jahr  2021  stehen  30 Urlaubstage  zu.  Daher  besteht  ein  Urlaubsanspruch  in  Höhe  von 

insgesamt 50 Urlaubstagen. Da diese alle im ersten Quartal 2022 genommen werden können, sind 

diese auch entsprechend zu gewähren.  

(Stand: 19. Dezember 2022) 
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Anlage 7 | Beispiele der Urlaubsabgeltung  

bei Austritt nach langandauernder Arbeitsunfähigkeit 
 

 

Die Sachverhalte entsprechen  in den Beispielen 1 bis 4 der Anlage 6. Unterstellt wird  in den  folgenden 

Beispielen, dass Beschäftigte arbeitsunfähig ausscheiden und die Arbeitsunfähigkeit  fortbesteht und die 

Arbeitsfähigkeit  im  Übertragungszeitraum  des  Urlaubs,  das  heißt  bis  31.  März  des  Folgejahrs,  nicht 

wiedererlangt wird, sofern im Fallbeispiel hierzu keine Ausnahme gemacht wird.  

 

 

1.  Arbeitsunfähigkeit vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2021 

 

Ausscheiden zum 31. Dezember 2021 

 

Es besteht Anspruch auf Urlaubsabgeltung in Höhe von 20 Tagen. Eine Abgeltung für den tariflichen 

Urlaubsanspruch in Höhe von zehn bzw. zwölf über den gesetzlichen Urlaub hinausgehenden Tagen 

aus dem Jahr 2021 kommt nicht  in Betracht, da der Beschäftigte dauerhaft arbeitsunfähig  ist und 

außerdem zwölf Monate vor seinem Ausscheiden nicht gearbeitet hat (§ 23 Ziff. 1.7.3 MTV). 

 

2.   Arbeitsunfähigkeit vom 1. Januar 2021 bis 31. März 2022 

 

Ausscheiden zum 31. März 2022 (in der ersten Jahreshälfte) 

 

Es  besteht  ein  Urlaubsabgeltungsanspruch  von  20  gesetzlichen Urlaubstagen  aus  dem  Jahr  2021 

sowie von 3/12 des gesetzlichen Urlaubsanspruchs für 2022 (3/12 von 20 Tagen; somit fünf Tage für 

2022),  insgesamt  ergibt  sich  somit  ein  Urlaubsabgeltungsanspruch  von  25  Tagen.  Der  tarifliche 

Urlaubsanspruch des Jahres 2021 ist am 31.03.2022 verfallen und zusätzlich deshalb verfallen, weil 

der Beschäftigte vor Austritt zwölf Monate nicht gearbeitet hat. Letzteres gilt auch für den anteiligen 

tariflichen Urlaubsanspruch aus dem Jahr 2022 (§ 23 Ziff. 1.7.3 MTV). 

 

3.   Arbeitsunfähigkeit vom 1. Januar 2020 bis 28. Februar 2022 

 

Ausscheiden zum 28. Februar 2022 (in der ersten Jahreshälfte) 

 

Es wird wiederum unterstellt, der März 2022 hat 20 Arbeitstage.  

 

Es  besteht  zunächst  ein  Urlaubsabgeltungsanspruch  in  Höhe  von  20 Tagen  für  den  gesetzlichen 

Urlaub des Jahres 2020, 20 Tagen für den gesetzlichen Urlaub für das Jahr 2021 sowie in Höhe von 

2/12 des gesetzlichen Urlaubs für 2022 (3,33 Tage – Abrundungsverbot des § 5 Abs. 2 BUrlG). Es muss 

hierbei berücksichtigt werden, wie viele Urlaubstage dem Beschäftigten bei fiktiv fortbestehendem 

Arbeitsverhältnis noch gewährt werden müssten, da der gesetzliche Urlaub aus dem Jahr 2020 am 

31. März 2022 verfällt, wenn er infolge der dauerhaften Arbeitsunfähigkeit nicht genommen werden 

konnte. Nur diese Anzahl an Urlaubstagen ist abzugelten. Hier ist zu berücksichtigen, dass der März 

2022  nur  20 Arbeitstage  hat.  Diese  20 Arbeitstage  könnten  bei  unterstelltem  Fortbestand  des 

Arbeitsverhältnisses mit Urlaub aus dem Jahr 2021 vollständig abgedeckt werden. Damit verfällt aber 

der Urlaubsanspruch und damit die Urlaubsabgeltung aus dem  Jahr 2020. Es  verbleiben  lediglich 

noch die Urlaubstage aus dem Jahr 2022 von drei Tagen. Somit entsteht ein Abgeltungsanspruch von 
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insgesamt 23 Tagen. Eine Abgeltung für den tariflichen Urlaubsanspruch kommt nicht in Betracht, da 

der Beschäftigte zwölf Monate vor seinem Ausscheiden nicht gearbeitet hat (§ 23 Ziff. 1.7.3 MTV). 

 

Ob diese Berechnung der Urlaubsabgeltung der  höchstrichterlichen Rechtsprechung entsprechen 

wird, ist noch nicht geklärt.  

 

4.   Arbeitsunfähigkeit vom 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2021 

 

Ausscheiden zum 31. Dezember 2021 

 

Es  besteht  Urlaubsabgeltungsanspruch  in  Höhe  von  40  gesetzlichen  Urlaubstagen,  nämlich  20 

Urlaubstage gesetzlicher Urlaub für das Jahr 2020 und 20 Urlaubstage gesetzlicher Urlaubsanspruch 

für das Jahr 2021. Die gesetzlichen Urlaubsansprüche für das Jahr 2019 sind mit Ablauf des 31. März 

2020 verfallen. Die tariflichen Urlaubsansprüche aus den Jahren 2019 und 2020 sind jeweils am 31. 

März des Folgejahres verfallen und der  tarifliche Urlaubsanspruch 2021 entfällt, weil  zuvor  zwölf 

Monate lang nicht gearbeitet worden ist. 

 

5.   Arbeitsunfähigkeit vom 1. Februar 2019 bis 28. Februar 2021 

 

Ausscheiden zum 28. Februar 2021 

 

Es wird unterstellt, der März 2021 hat 20 Arbeitstage. 

 

Die  gesetzlichen  Urlaubstage  für  das  Jahr  2019  verfallen  –  jedenfalls  bei  einem  entsprechenden 

Arbeitgeberhinweis vor dem Eintreten der Erkrankung, mithin im Januar 2019 – mit Ablauf des 31. 

März 2021. Sofern der Arbeitgeber seinen Hinweispflichten im Jahr 2019 nicht genügt hat, bleibt der 

Urlaubsanspruch  bestehen.  Der  tarifliche  Urlaub  2019  ist  bereits  mit  Ablauf  des  31. März 2020 

verfallen. Somit bleiben zunächst 20 Tage gesetzlicher Urlaub für das Jahr 2019 bestehen. Für das 

Jahr  2020  entstehen  20  gesetzliche  Urlaubstage.  Für  das  Jahr  2021  entstehen  anteilig  2/12  des 

gesetzlichen  Urlaubs,  also  3,33  Tage  (2/12  x  20,  Abrundungsverbot  des  §  5  Abs.  2  BUrlG).  Eine 

Abgeltung für den tariflichen Urlaubsanspruch aus den Jahren 2020 und (anteilig) 2021 kommt nicht 

in Betracht, da der Beschäftigte mehr zwölf Monate vor seinem Ausscheiden nicht gearbeitet hat 

(§ 23 Ziff. 1.7.3 MTV). 

 

Auch hier gilt unserer Auffassung nach, dass im März 2021 nur die gesetzlichen Urlaubstage aus 2020 

genommen werden könnten und deshalb die  verbleibenden 20 gesetzliche Urlaubstage aus 2019 

verfallen sind. Somit verbleiben zur Urlaubsabgeltung 20 Urlaubstage aus dem Jahr 2020 sowie 2/12 

aus dem Jahr 2021, insgesamt 23,33 Urlaubstage.  

 

6.   Arbeitsunfähigkeit vom 1. Januar 2020 bis 31. Dezember 2020 

 

Ausscheiden zum 31. Januar 2021 

 

Im Januar 2021 hat der Beschäftigte wieder gearbeitet. 

 

Somit sind 30 Urlaubstage aus dem Jahr 2020 abzugelten sowie 1/12 des gesetzlichen und tariflichen 

Urlaubsanspruchs 2021  (1/12 x 30 = 2,5, aufgerundet drei Urlaubstage).  Insgesamt sind somit 32 

Tage Urlaub abzugelten.  
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7.   Arbeitsunfähigkeit vom 1. Februar 2019 bis 31. Juli 2021 

 

Ausscheiden zum 31. Juli 2021 (in der zweiten Jahreshälfte) 

 

Die  gesetzlichen  Urlaubstage  für  das  Jahr  2019  sind  –  jedenfalls  bei  einem  entsprechenden 

Arbeitgeberhinweis vor dem Eintreten der Erkrankung, mithin im Januar 2019 – mit Ablauf des 31. 

März 2021 verfallen. Sofern der Arbeitgeber seinen Hinweispflichten im Jahr 2019 nicht genügt hat, 

bleibt  der  Urlaubsanspruch  bestehen.  Der  tarifliche  Urlaub  2019  ist  bereits  mit  Ablauf  des 

31. März 2020 verfallen. Für das Jahr 2020 entstehen 20 gesetzliche Urlaubstage. Für das Jahr 2021 

entsteht  infolge  des  Ausscheidens  in  der  zweiten  Jahreshälfte  nicht  nur  der  anteilige 

Urlaubsanspruch von 7/12, sondern der volle Urlaubsanspruch von 20 Tagen. Der Anspruch auf den 

tariflichen Urlaub entfällt, weil  zwölf Monate vor Ausscheiden nicht gearbeitet wurde.  Insgesamt 

sind deshalb 40 Urlaubstage abzugelten. 

 

8.   Arbeitsunfähigkeit vom 1. Februar 2021 bis 31. Juli 2021 

 

Ausscheiden zum 31. Juli 2021 (in der zweiten Jahreshälfte) wegen Rentenbezugs 

 

Für  das  Jahr  2021  entsteht  infolge  des  Ausscheidens  in  der  zweiten  Jahreshälfte  nicht  nur  der 

anteilige gesetzliche Urlaubsanspruch von 7/12, sondern der volle gesetzliche Urlaubsanspruch von 

20 Tagen. Der Anspruch auf den tariflichen Urlaub ist ebenfalls voll zu gewähren und nicht anteilig in 

Höhe von 7/12tel zu quoteln, weil ein Ausscheiden nach dem 30. Juni wegen Rentenbezugs vorliegt. 

Insgesamt sind deshalb 30 Urlaubstage abzugelten (§ 23 Ziffer 1.7.2. MTV). 

 

 

(Stand: 19. Dezember 2022) 



  
 GESCHÄFTSBEREICH TARIFPOLITIK UND BILDUNG 
  

 

Anlage 8 | Beispiele Berechnung des Urlaubsgelds 
 

Beispiele, bei denen als Auszahlungszeitpunkt der Juni eines Jahres unterstellt wird: 

 

Beispiel 1: 

 

Der Arbeitnehmer1 ist vom 15. Oktober 2020 bis 31. März 2021 im Krankengeldbezug. Er arbeitet ab dem 

1. April 2021 wieder. Welches Urlaubsgeld erhält er im Juni 2021? 

 

Lösung:  

 

Es liegt eine Mindestarbeitsleistung von einem Kalendermonat vor (§ 23 Ziff. 4.9, Satz 1 MTV). Es besteht 

im ganzen Urlaubsjahr Anspruch auf Vergütung oder Krankengeld. Der Urlaubsgeldanspruch besteht voll. 

 

Beispiel 2: 

 

Der Arbeitnehmer arbeitet im Zeitraum Januar bis April 2020 tatsächlich. Er bezieht vom 1. Mai 2020 bis 

30. November 2020 Krankengeld, das zu diesem Zeitpunkt ausläuft. Der Mitarbeiter wird nicht wieder 

arbeitsfähig, sondern erhält nach seiner Aussteuerung Arbeitslosengeld oder befristete Rente. Welches 

Urlaubsgeld erhält er im Juni 2020 und Juni 2021? 

 

Lösung:  

 

2020  

Der Arbeitnehmer hat bis April gearbeitet und erfüllt die Mindestvoraussetzung einer einmonatigen 

Arbeitsleistung. Im Zeitpunkt der Auszahlung im Juni 2020 erhält er das volle Urlaubsgeld. Bei Ablauf des 

Kalenderjahres sind 1/12 zurückzuzahlen, da der Dezember Aussteuerungsmonat ist.  

 

2021  

Der Arbeitnehmer hat im Urlaubsjahr 2021 keinen Kalendermonat eine Arbeitsleistung erbracht. 

Deshalb besteht kein Anspruch auf Urlaubsgeld.  

 

Beispiel 3: 

 

Der Arbeitnehmer erhält im Juni 2021 das volle Urlaubsgeld. Er scheidet am 30. September 2021 aus  

seinem Unternehmen aus. Welcher Anspruch besteht für das Urlaubsgeld 2021? 

 

Lösung:  

 

Der Arbeitnehmer erhält im Juni 2021 zunächst Urlaubsgeld in Höhe von 1.200 Euro. Dies war für das 

Urlaubsjahr 2021. Da er vor Ablauf des Urlaubsjahres ausscheidet, sind 3/12 zurückzuzahlen.  

 

Handelt es sich um einen Mitarbeiter im Sinne des § 23 Ziffer 4.7 MTV, welcher wegen einer der dort 

genannten Gründe ausscheidet, gilt die dortige Regelung.  

 
(Quelle: Gemeinsame Kommentierung zum MTV, Seite 91) 

 
1 Der Begriff „Arbeitnehmer“ und alle anderen Bezeichnungen sind hier und im Folgenden geschlechtsneutral zu verstehen 

https://www.papierindustrie.de/

